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Für einen von unserer Kasse bisher beschäftigten,

von uns

im Kassenwesen gut vorgebildeten
18jährigen jungen Mann wird veränderungshalber andere

Stelle mit baldigem Antritt gesucht. Gefl. Angebote

erbittet
Der VorjtöBd

der Allgem. Ortskrankenkasse Schleusingen I In Schiensingen.
Ad. Rockenstein* Vorsitzender.

„Du bist erkannt"
„Deine Kopfform «eiert mir Deine Becaban* nnd

Deinen Charakter!4* An 14 Bildern wird in dem Buche erklärt,

wie man die angeborenen Talente, Begabungen, guten u. schlechten Eigen¬

schaften usw. an äußeren Merkmalen mit Sicherheit erkennt! (Belehrend
und hochinteressant!) Dr. med. Seifi schreibt: „...

Kohlhardts Broschüre

kann jedem bestens empfohlen werden.* Weis 50 Pf. Uranus-Verlag,

Berlin S 42 (Postscheck Nr. 48638). Durch Buchhändler wird nicht geliefert
Persönliche Beurteilung und naeh Bildern: r-fir welch.Beruf

geeignet «welch Studium, Handwerk, Geschäft usw.). Lohnt sich Unterricht?

(Musik, Zeichnen, hohe Schule usw.) CharakterfehJer, Vorzüge, Erziehung

usw. Anerkenn v. Künsil., Kaufleut, Fabrikant., Vereinen. Prospekt frei.

Zentral-Kranken- und Sterbekasse

ffir Arbeiter aller Berufe Deutschlands
Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit :: Sitz Meißen.

Aufgenommen werden alle Arbeiter, Angestellte, selbständige
Geschäftsleute usw. im Alter vom 14. bis 45. Lebensjahre.

Keine Direktoren und Agenten, sondern

Selbstverwaltung durch die Mitglieder.

Zirka 50000 Mitglieder • 700 Verwaltungsstellen In Deutschland.

700OOO Mark Vermögen.
Wöchentlicher Beitrag 25 Pf. bis 00 PI. 5 Klassen. Krankengeld

taglich 0,95 Mk. bis 2.30 Mk.

Krankengeld wird 52 Wochen gewährt. [~n

Näheres durch die Zentralverwaltung in Meißen in Sachsen. ~^M

A. Hamel, 1. Vorsitzender.

Von der

Pensions- und HinterbliebenenfOrsorge
des Verbandes der Bureauangesteilten

können im Einzelfall bereits nadi 5 Jahren gewahrt werden:

InvalldenunterstUtzung: 150 Mk. jährlich pro Anteil (der Satz

steigt mit der Oauer der zurückgelegten Wartezeit);

AltersunterstUtzung: nach vollendetem 65. Lebensjahre in Höhe

der InvalidenunterstQtzung;
WltwenunterstUtzung: 50 v. H. der InvalidenunterstQtzung;

Waisenunterstützung an Waisen 'im Alter bis zu 16 Jahren.

An Beitragen ist pro Unterstützungsanteil und Monat zu zahlen:

1.10 Mk. von Mitgliedern, die im Aiter bis zu «0 Jahren

'•50«»» n * n » ,, *
$0

„

2.— » * n n n
höheren Alter Anteile erwerben.

Es können bis zu fünf Anteilen Odernommen werden.

Beitrittsformulare und nähere Auskünfte Obermittelt auf Wunsch die

Hauptgeschäftsstelle des Verbandes

Verbandsvorsitzender Carl Oiebel, Beriin 0 27, Dircksenstrafie «.

Gesucht
zu möglichst schleunigem Antritt

erfahrener, nicht zu junger

Bureauvorsteher
für Rechtsanwaltschaft u.Notariat

Größerer Betrieb.

Gefl. Angebote mit Zeugnis¬
abschriften an

Rechtsanwälte und Notare

Justizrat Palm l Dr. Regula
Harburg-Elbe, Bleicherweg 2.

Ich suche für 15. Februar oder

später einen

Bureauvorsteher,
welcher in polnischer Sprache
firm und schwierigen Anforde¬

rungen in Anwaltschaft und No¬

tariat gewachsen ist.

Rechtsanwalt und Notar

Dr. Rohowsky
kattowitz (v.-Kthl.), GriianaBiatrü« 13.

Kassenbeamter.
welcher in nächster Zeit aus dem

Heeresdienst entlassen wird,
sucht Siellung.

23 Jahre alt, Kenntnis in allen

Kassengeschäften und Inv.- und

Hinterblieb.-Vers., Führung von

Arbeitgeberkonten, Beitrags¬
berechnung usw. Gefl. Angebote
unter B. B. an die Exped. dieser

Zeitschrift erbeten.

Für die heranrückende Frühjahr«- und

Sommersaihon empfehle ich den Kol¬

leginnen und Kollegenfrauen bei Neu-

anMchalTun^en. Aenderungen und Auf¬

arbeitungen von Kopfbedeckungen mein

Damen-PutzsesctaBR
Bei Vorzeigen der Mitgliedskarte
gewähre ich 10 Prozent Rabatt.

Frau Arthur Wollinjack
Düsseldorf, Roßstraße 12.
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Rechenfex
Schnellrechenmethode, kein Buch, sofort

anwendbar, gegen Einsendung von 95 Pf

liefert

F. SchönwaBd, Düsseldorf,

Kreuzstralie 32.
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Ware,

hellfltaKKlger Bureaulelm
in Dosen (250 g) mit Pinsel,

FarhhSnrier

Kohlepapiere
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FfflMtlff Vertrieb von Maschinen

rUSlllUi und Bureaubedarf.

Berlin W 35. Potsdamer Strafte 113.
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Die Reichswochenhilfe in der Übergangszeit
und ihre Fortführung.

Von Friedrich Kleeis, Halle a. S.

Die Reichswochenhilfe ist in ein recht kri¬

tisches; Stadium getreten. Durch die tatsächliche

Beendigung des Krieges hat die ganze Fürsorge¬
einrichtung eine große Einschränkung erfahren.
Das beruht in dem ganzen Aufbau der Bestim¬

mungen. War doch zunächst die ganze Hilfe nur

als eine Notstandsaktion für die Zeit des Krieges
gedacht. Nach § 1 der Bundesratsverordnung vom

3. Dezember 1914 wird Wöchnerinnen „während
der Dauer des gegenwärtigen Krieges", wenn ihre

Ehemänner Kriegs-, Sanitäts- oder ähnliche Dienste

leisten oder an deren Weiterleistung oder an der

Wiederaufnahme einer Erwerbstätigkeit durch

Tod, Verwundung, Erkrankung oder Gefangen¬
nahme verhindert sind, unter bestimmten Voraus¬

setzungen die Fürsorge gewährt. Der „gegen¬
wärtige Krieg44 ist amtlich oder offiziell noch nicht

aufgehoben. Wir leben einstweilen noch in der
Zeit (ies Waffenstillstandes. Der Friede steht erst

noch in Aussicht. Aber die weitere Voraussetzung
der Fürsorge ist weggefallen: Die tatsächliche

Leistung von Kriegs- und ähnlichen Diensten.
Die weitaus größte Zahl der Kriegsteilnehmer ist

reits in die Heimat zurückgekehrt, und nur

gering ist noch die Zahl derjenigen, die noch

Dienste leisten oder sich in der Gefangen¬
schaft usw. befinden.

Die Rechtsprechung hat festgestellt, daß z. B.
in einem schwebenden ünterstützungsfall die Für¬

sorge mit der Entlassung erlischt. Wird die Ehe¬
frau des Kriegsteilnehmers am Tage vor der Ent¬

lassung des letzteren entbunden, so erhält sie
zwar die Schwangerschaftsbeihilfe und die Ent-

mdungskosten, aber nicht die Wochenhilfe und
ht das Stillgeld. Die Kriegswochenhiife ist

keine einheitliche Leistung dergestalt, daß das
achen- und Stillgeld auch dann weiter zu leisten

ist, wenn nach Entbindung der Ehefrau der Kriegs¬
teilnehmer aus dem Militärverhältnis, wenn viel¬
leicht auch nur auf bestimmte Zeit, ausscheidet

und Arbeit gegen Entgelt aufnimmt (vergl.
Schneider, Die Kriegswochenhilfe, S. 43). Die Teil¬

barkeit der Wochenhilfe geht unter anderem schon

aus der Vorschrift des § 10 der Bekanntmachung
vom 3. Dezember 1914 und § 10 derjenigen vom

28. Januar 1915 hervor. Mit dem Augenblick, wo

der Ehemann seine Erwerbstätigkeit wieder auf¬

nehmen und infolgedessen für seine Familie selbst

sorgen kann, soll nach einem Bescheid des Reichs¬

amts des Innern vom 6. August 1915 (.Arbeiter¬
versorgung41 1915 S. 684) der Anlaß wegfallen,
der zur Gewährung jener außerordentlichen Bei¬

hilfen aus Reichsmitteln geführt hat. Zu den

Kriegsteilnehmern im Sinne der einschlägigen
Verordnungen gehören zwar auch Personen, die

Kriegs- usw. Dienste geleistet haben, es müssen

aber doch bestimmte Voraussetzungen vorliegen,
aus denen sie bei Eintritt des Versicherungsfalles
die Dienste nicht weiter leisten können, wie

oben schon angeführt ist. Für Verwundete oder

Kranke, die soweit wieder hergestellt sind, daß sie

zwar nicht den Kriegs- usw. Dienst, wohl aber

eine Erwerbstätigkeit wieder aufnehmen können,
gilt die Fürsorge nicht. Wird in einem solchen

Falle die Erwerbstätigkeit erst während der Lei¬

stung der Wochenhilfe aufgenommen, so fallen

mit diesem Zeitpunkt die weiteren Leistungen
der Wochenhilfe ebenfalls weg.

Dagegen kann es keinem Zweifel unterliegen,
daß die Personen, die jetzt den Dienst freiwillig
fortsetzen oder in die neuerrichtoten militärischen

Schutzformationen eintreten, als im „Kriegsdienst44
stehend anzusehen sind und für ihre Angehörigen
den Anspruch auf die Fürsorge haben. Es ist

hier davon auszugehen, daß der Kriegszustand
noch weiter dauert. Wihrend desselben ist jede
im Militärdienst stehende Person als im Kriegs¬
dienst befindlich anzusehen. Es war seither und

und ist noch jetzt gleichgültig, ob die Person zu

einer mobilen oder gegen den Feind verwendeten
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Truppenmacht o 1er einer armierten Festung ge-

1 irt oddpob Bie ill vier Garnison, bei einem Be¬

zirkskommando, bei einem Soldatenrat oder einer

sonstigen nicht mobilen Formation Dienst tut

(vergl. Sonderhoff, trbeiterversorgung" 1915,
S. 2). So ist schon das Mitglied eines technischen

Betric itaillons, wenngleich es tür seine Arbeit

einen Stundenlohn bezieht« ais im „Kriegsdienst*
befindlich angesehen worden, solange sich seine

Beschäftigung nicht als eine freigewählte Erwerbs¬

tätigkeit, sondern lediglich als eine aus der Er¬

füllung sein* r militärischen Pflichten fließende

Beschäftigung darstellt. Die Rechtsprechung war

seither auch schon darüber einig, daß zu den

Kriegs- und ähnlichen Diensten auch freiwillige
Dienst»* gehören, ogar solche von nicht im Militär¬

verhältnis stehenden Zivilpersonen, die mit Zu¬

stimmung der zuständigen Kommandosteilen einem

Truppenteil oder einer Militärbehörde Dienste

geleistet haben. Deshalb möchten wir sagen, daß

auch die Teilnehmer der neugebildeten freiwilligen
Volkswehr (Gesetz vom 12. Dezember 1918, RGBL
S. 1424) tür ihre Angehörigen die Ansprüche auf

Grund der Bundesratsverordnungen Über die

Reichswochenhilfe sinngemäß weiter haben. Das

ergibt sich unter anderem daraus, daß die ganze

Einrichtung ein Ausfluß der Kriegswirkungen ist

(ist doch auch längerer einwandfreier Frontdienst

für den Eintritt in die Volkswehr unerläßlich),
und sollen doch nach § 9 früher erworbene Ver-

sorgungsansprüche bestehen bleiben«
Aus vorstehendem ergibt sich, daß die haupt¬

sächlichste Leistung dor Reichswochenhilfe gegen¬
wärtig aus der im § 8 der Bundesratsverordnung
vom 3. Dezember 1914 bezeichneten Fürsorge be¬

steht. Gegen Krankheit versicherte Wöchnerinnen
— so heißt es da

,
die Anspruch auf Wochen¬

geld nach § 195 RVO., nicht aber auf Wochenhilfe

nach § 1 der mehrfach erwähnten Bundesrats¬

verordnung haben, hat ihre Kasse, auch wenn die

Satzung solche Mehrleistungen nicht vorsieht,
Während der Dauer des Krieges die im § 3 Nr. 1,
3 und 4 der Verordnung bezeichneten Leistungen

aus eigenen Mitteln zu gewähren. Diese Ein¬

richtung besteht auch gegenwältig weiter fort.

Der hier gehrauchte Begriff „Kriegsdauer* be¬

zeichnet den Zustandf der nur durch den Friedens-
schlufl begrenzt wird. Allerdings hat sich der

Bundesrat im § 10 Abs.2 der Verordnung vor¬

behalten, den Zeitpunkt des Außerkrafttretens

der Verordnung zu bestimmen Doch ist hiervon

weder von dem Bundesrat, von dem zweifelhaft

ist, ob er noch besteht, noch von der neuen

Volksr^gierung Gebrauch gemacht worden. Auch

i dieser Einrichtung muß gesagt werden, daß

die Zahl der weiblichen Kassenmitglieder, die der

Fürsorge teilhaftig werden, immer geringer wird,
weil die größtenteils während des Krieges
eingestellten weiblichen Hilfskräfte mehr und
mehr aus der versicherungspflichtigen Beschäf¬

tigung entlassen werden, von der freiwilligen Fort-

tzung der Versicherung aber keinen Gebrauch

machen.

Diese nach und nach eintretende Einschrän¬

kung der Reichswochenhilfe kann nicht als er¬

freulich angesehen werden. Auf die Dringlichkeit
der Fürsorge braucht an dieser Stelle nicht d

näheren eingegangen zu werden. Haben doch

namentlich die Krankenkassen durch statistische

Feststellungen und Erhebungen die günstigen
Wirkungen der Einrichtung festgestellt. Von allen

kriegsgesetzgeberischen Maßnahmen auf dem Ge¬

biete der Sozialversicherung ist keine so volks¬

tümlich geworden wie die über die Kriegswochen¬
hilfe. Mitten im Kriege wurden hier aus der Not

des Augenblicks heraus die bisher gegenüber
allen einschlägigen Bestrebungen stets abgelehnte
Frage der Mutterschaftsfürsorge, wenn auch nicht

in einer allumfassenden, so doch in einer groß¬
zügigen Weise in Angriff genommen. Der Frage
der Beibehaltung und Ausdehnung der mit der

Kriegswochenhilfe eingeleiteten großen Fürsorge¬
maßnahme allgemein naher zu treten, ist in den

Verordnungen nicht beliebt worden. Diese

Frage werde — so heißt es an einer Stelle amt¬

licher Begründung — vielmehr auf breiterer

Grundlage dann einer sorgfältigen Prüfung zu

unterziehen sein, wenn bei Wiedereintritt des

Friedenszustandes sich die wirtschaftliche Gesamt¬

lage und die durch sie bedingte Leistungsfähig¬
keit der beteiligten Stellen mit einiger Sicherheit

werden übersehen lassen. Nach unserer Meinung
ist es ein nunmehr überwundener Standpunkt,
bei einer sozialpolitischen Maßnahme (noch dazu

einer so wichtigen wie der vorliegenden) nach

der finanziellen Möglichkeit zu fragen. Es müssen

eben unter allen Umständen die Mittel dazu be¬

schafft werden. (Schlaf) folgt |

Die Bevölkerungspolitik und die Krankenkassen.
Von Ch. Riedel, Ortskrankenkasse Rathenow«

Während in den letzten vier Jahren auf den

Schlachtfeldern der unerbittliche Tod ungezählte
Opfer forderte und die Blüte der Kulturnationen

dahinraffte und somit Europas Menscheukraft
dauernd zu schwächen suchte, war und ist der

rastlose Geist des Menschen in unserer engeren

Heimat schon wieder bestrebt, die Lüchen zu füllen
wnd durch die Neuschöpfung von Kräften das Volk

für sein künftiges Ringen und für den Kampf
um seine Selbsterhaltung widerstandsfähig zu

machen. Wort und Tat haben sich zusammen-

gefun len, alle Kräfte di*v Nation wetteifern, um

unserem Volke seine Zukunft zu sichern. Und

gleich v. ie für den Ki ieg gelingt es auch hier, durch

Organisation im besten Sinne des Wortes Großes

zu schaffen.

Für ein Kulturvolk, das von der Überzeugung
durchdrungen ist, daß es ihm in seiner Gesamt¬
beil nur Wohlergehen kann, wenn es allen seinen

einzelnen Teilen wohlergeht, kann es nicht schwer

fallen, die Mittel zu finden, die zu seiner Er¬

neuerung notwendig sind. Ist die Erkenntnis,
wenn auch nicht allgemein und nicht immer nach¬

drücklich, vor dem Kriege vorhanden gewesen
daß die Erweckung der Kräfte von unten auf

erfolgen muß, st) haben die vielen Jahre des

Krieges immer lebendiger dem Gedanken Raum

geschaffen, daß jede Erneuerung nur möglich ist

mit d*r Hilfe der großen Masse des Volkes u

durch diese Masse. „Freie Bahn dem Tüchtigen",
ein Schlagwort ist zugleich ein Leitmotiv für unsere

Politik geworden. Und was sich gegenwärtig im

deutschen Volke regt und d*n Fragen der Er¬

ziehung große Bedeutung beimißt, ist der Beginn
des Aufstieges der unteren Schichten, die de

deutschen Volke neue Kräfte und neue Streite:

ZUtühren werden.

Bevölkerungspolitik ist die Summe desjenigen,
was geschieht, um das Volk stark und kräftig ZU

erhalten. Das Interesse aller an der Erhaltung
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tles Staates soll gesteigert werden, ein Interesse,

) nur diejenigen haben körnen, denen der

Staat als die Gesamtheit des Volkes etwas zu

. n vor nag. Ohne die Überzeugung, daß im

te Raum vorhanden ist für die frei«- Entfaltung
r Kräfte und den Schutz der Schwachen gegen-

er dem Einfluß des Starken, erlahmt das In-

e weiter Kreise an der Erhaltung des Staats-

en, wirkt dadurch nicht nur negierend, sondern

ch srhv ichend und trägt dazu bei, das innere

^gewicht, das ein Volk zu seiner äußeren

i : tfaltung notwendig gebraucht, zu zerstören.

cht, einmal durchgedrungen, kann nicht

mehr beseitigt werden, aus ihr erwachsen Vc •-

chtungen, aber auch Kräfte, die von unüb. .•-

hbarem Wert tür- die Zukunft der Nation sind.

Volk« \ die auf einer niedrigen Stufe der

Uur stehen, wirken durch ihre Masse. Die

Y< rmehrung des Volkes vollzieht sich unter der

ti n Sorglosigkeit, weil die Erziehung zum

¦n ohne besonderen Aufwand möglich ii

Bei den Völkern auf höherer Kulturstufe tritt die

gegengesetzte Erscheinung ein: die Zahl d^r

rten nimmt in demselben Verhältnis ah, w

i r Weit des Menschenlebens für das Vi lk stiegt.

Alleges* then Maßnahmen, uro dieseErscheinung
zu h»*U den und die natürliche V» rmehrung ci

Volkes durch Zwangsmaßnahme n zu st< igern, si

Vi i geblich. Damit tritt der Gedanke in den Vord< r-

ad, duich eine Hebung der Lebensmöglichkeit
i

• Kraft des Volkes zu erneuern und so dem

Volk selbst seine weitere Entwicklung zu

hern.
Was das deutsche Volk vor dem Kriege auf

dem Gebiete der Sozialpolitik getan hat, gehört
zw* ifellos in den Rahmen dieser Selbsterhaltung.
Unzählige Male schon ist darauf hingewiesen

werden, wie durch die größere Wertschätzung des

Menschenlebens dem Volke gedient wird und die

Malpolitik ist ihrem Grunde nach nichts weiter

der Einfluß dieser Erkenntnis. In diesem

Sinm* sind die Träger der Sozialversicherung der

zur Tat gewordene Gedanke der Erhaltung der

Volkskraft,
Die Grenzen der Sozialpolitik können aber

enger oder weiter gezogen werden. Das zeigt
die Kntwicklung der sozialpolitischen Gesetzgebung

Ibst bei einem Vergleich mit den Wünschen,
die von zielbewußten Verfechtern des Gedankens

r I ozialpolitischen Erneuerung vertreten werden.

hr als ein Jahrzehnt vor dem Kriege haben

4 wenigen Jahre des Krieges einflußreiche Re-

rungskreise der Umgestaltung der Sozialver-

herung geneigt gemacht; im Wege zahlreicher

Verordnungen ist den Trägern der Sozialver¬

sicherung die Möglichkeit gegeben worden, für die

1 rfiillung ihrer Aufgaben im Interesse des Volkes

ne Erweiterung ihrer Leistungen vorzunehmen.

Aberimmernoch ist den individuellen Best? ebungen
-1 Ausführungsbestimmungen großer Spielraum

nach wie vor kann zwischen einer

st- und Höchstgrenze der Leistungen ge-

ihlt werden und dabei muß ausgesprochen
den, daß durch diese Möglichkeiten die von

n Gesetzgeber als notwendig erkannte soziale

I ! teilweise unterbunden wei kann \on

i m nkreisen, denen die Enge ihrer \Jn.<'j bung
Blick trübt.

D< rSozialversicherung wird heute eine doppelte
gestellt Einmal soll sie die ihr Vi m

eber übertragenen Aufgaben erfüllen, die

h die Bestimmungen des Gesetzgebei fest-

t und begrenzt sind, zum andern hat sie
1 tzuwirken an dem großen Werke der Erhaltung

unserer Volkskraft durch Erschließung von Quellen,
die in ihr verborgen sind und durch Übernahme

von Aufgaben, die ihr bis heute, wenn sie auch

in ihrem Wesen schlummern, fremd gewesen sind.

Dab?-i werden nicht alle Zweige der Sozialver¬

sicherung gleichmäßig betroffen, sie werden auch

nicht alle vor völlig neue Aufgaben gestellt.
Während es in der Unfallversicherung gilt, die

Maßnahmen zur Sicherung des Lebens und der

Gesundheit der in versicherten Betrieben beschäf¬

tigten Personen zu erweitern, in der Invaliden¬

versicherung das vorbeugende Heilverfahren und

andere Fürsorgemaßnahmen für größere Kreise

des Volkes zugänglich zu machen und die Vor¬

aussetzungen zur Übernahme des Heilverfahrens

zu erleichtern, erwarten die Träger der Kranken¬

versicherung völlig neue Aufgaben von größter
Tragweite für sie und für diejenigen, die daraus

eme Unterstützung im Lebenskampfe erlangen
sollen. Daß diese Aufgaben aber neu sind, darf

v > h r die Träger der Krankenversicherung noch

die zu ihrer Aufsicht bestellten Organe abhalten,
die Pflichten, die ihnen aus drv Not der Zeit er¬

wachsen, in vollem Maße zu erfüllen.

Die Schwierigkeiten, durch die Krankenver¬

sicherung, die von allen Versicherungsträgern am
unmittelbarsten wirken kann, weil sie dem Ver¬

sicherte!; am nächsten steht, Bedeutsames zu

schaffenf sie aus der Enge ihrer begrenzten Auf-

tben herauszuheben und zu wichtigen Trägern
der Vorbeugung zu machen, liegen in ihrer Zer¬

splitterung und der vielfachen Existenz kleiner

und leistungsschwacher Organe. Mit dei Hervor¬

hebung dieser Tatsache soll nicht die Unmöglich¬
keit, von ihr Großes zu verlangen, ausgesprochen,
sondern festgestellt sein, daß es gilt, mit der

Beseitigung der Zersplitterung und mit der

Bekämpfung der zur weiteren Zersplitterung
neigenden Bestrebungen ernst zu machen; zum

andern aber auch, die Kassen durch moralische

Einwirkungen und solche der Aufsichtsorgane
anzuhalten, den Erfordernissen der Zeit durch

die Große ihrer Bestrebungen gerecht zu werden.

Kein Geringerer als der Präsident des Reichs¬

versicherungsamts hat den Krankenkassen den

Weg gezeigt, den sie in Wahrung der Interessen

des Volkes zu gehen haben. „Nicht heilend, sondern

vorbeugend, nicht im Schaffe der Schwachen, sondern

im Schule gegen Schwächungen, nicht in der Be¬

kämpfung ihrer Wirkungen, sondern ihrer Ursachen

werden soziale Übel am wirksamsten überwunden."

Werden diese lapidaren Grundsätze der Volks¬

gesundheit und der sozialen Fürsorge, die mit

einem eisernen Hammer jedem eingemeißelt
werden müßten, der Helfer an dem Bau der

Sozialversicherung ist, erkannt und beachtet, dann

erwartet die deutschen Krankenkassen noch manche

Aufgabe, die unausgesprochen schlummert unter

dem Wust der Kleinlichkeiten des Alltags, der

manches Lebensfähige und bereits Lebendige zu

ersticken droht. Daß sie aber beachtet und nicht

nur das, sondern daß auch die Wege gezei
werden, die zu ihrer Ausführung möglich sind,

ist allein eine Aufgabe der ständigen Aufklärung,
die die Verbände der Krankenkassen in Erfül¬

lung ihrer Aufgaben auszuüben verpflichtet sein

müssen.

Keine soziale Einrichtung wird mehr durch

n Mangel der Fürsorge berührt und in ihrem

Ai kreis beeinflußt, als die Krankenver¬

sicherung. Das neugeborene Kind, durch unzuläng¬
liche Erfahrung und die Mängel unserer sozialen

Verhältnisse in seiner Gesundheit dauernd ge¬

schwächt, wird zuerst bei seinem Fintritt in die
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Versicherung die Leistungen der Krankenkasse
in Anspruch nehmen müssen: der geschwächte
Jüngling, zur tuberkulösen Infektion veranlagt,
wird am ersten ihr zur Last fallen, ihn am ersten

vermag die Krankenversicherung zu erstarken,
wieder zu einem leistungsfähigen Menschen zu

machen, wenn sie die Mittel zur wirksamen Vor¬

beugung nicht scheut und neben dem Notwendigen, I
das ihr das Gesetz auferlegt, das für den Fall
Erforderliche gewährt; aber auch die Schwangere
und die Wöchnerin wird nicht zuletzt unter dem

Mangel :*n ausreichender Fürsorge zu leiden
haben und die Gefahrenlast für die Krankenkassen
dadurch erhöhen. Der Tuberkulöse steckt seine

Angehörigen an, wenn nicht durch eine auf¬

klärende und vorbeugende Fürsorge diese Ange¬
hörigen geschützt werden. Der Geschlechtskranke,

über die Tragweite seiner Erkrahkung im Un¬
klaren oder wenig geneigt, seiner Krankheit die

Bedeutung beizumessen, die ihr zukommt, fällt
zunächst wieder der Krankenversicherung zur

Last od^r ist die Ursache neuer Opfer, die den
Krankenkassen neue Lasten aufbürden. Und
selbst da, wo scheinbar1 kein innerer Zusammen¬

hang zwischen den Aufgaben der Krankenkassen
und dem sozialen Mangel besteht, wie in der
sozialen Wohnungsfürsorge, sind die Einwirkungen
unendlich tiefgehend und nicht zu unterschätzen.
Nicht bloß die soziale Not, sondern die aus ihr

entspringende Unwissenheit ist eine große Gefahr
für die Volksgesundheit, und nicht bloß eine dieser
Ursachen sondern beide gilt es gleichmäßig und
mit allen verfügbaren Mitteln bekämpfen.

(Schluß folgt.)

Verwaltung.
Verordnung zur Sicherung der Leistungs¬

fähigkeit der Krankenkassen vom 13 Januar 1919
(RGBl. S. 41).

§ 1. Die §§ 1, 2 des Gesetzes, betreffend

Sicherung der Leistungsfähigkeit der Kranken¬
kassen vom 4. August 1914 (RGBl. S. 337) sowie
§ 2 der Bekanntmachung, betreffend Kranken¬

versicherung und Wochenhilfe während des Krieges
vom 22. November 1917 (RGBl. S. 1085) werden

aufgehoben. An ihrer Stelle treten die durch sie

geänderten Vorschriften der Reichs Versicherungs¬
ordnung wieder in Kraft.

An dem Maße der gegenwärtig von den
Krankenkassen gewährten Leistungen und er¬

hobenen Beiträge wird durch die Vorschrift des
Abs. 1 nichts geändert.

§ 2. Diese Verordnung hat Gesetzeskraft und
tritt mit ihrer Verkündung in Kraft.

Verordnung der Reichsregierung über die

Festsetzung des Jahresarbeitsverdienstes in der

Seeunfallversicherung vom 2. Januar 1919 (RGBl.
S. 20).

Für die Entschädigung der seit dem 1. Januar
1918 eingetretenen Unfälle werden die durch die

Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 19. De¬
zember 1912 (Reichsanzeiger vom 24. Dezember
1912 Nr. 305) festgesetzten durchschnittlichen
Monatsheuern bis auf weiteres um dreißig vom

Hundert erhöht In den Jahren 1919, 1920 und
1921 etwa erforderlich werdende anderweite Fest¬

setzungen werden dem Staatssekretär des Reichs¬
arbeitsamts übertragen.

Diese Verordnung hat Gesetzeskraft

Zur Ruhegehaltsversidierung der Kranken¬
kassenangestellten hat der preuß. Minister für
Handel und Gewerbe in Berlin am 28. Dezember
1918 (Nr. III 7142) den folgenden Erlaß an den
Hauptverband deutscher Ortskrankenkassen in
Dresden gerichtet:

„Nachdem dei Versicherungsverein deutscher
Krankenkassen in Berlin diu hSenatsentscheidung
des Aufsichtsamts für Privatversicherung vom

16. Dezember 191 s zum Geschäftsbetriebe im
Deutschen Reiche zugelassen worden ist, habe
ich gegen den Beitritt von Krankenkassen zu

diesem Veieine Bedenken nicht zu erheben. Da
durch die vom Aufsichtsamte genehmigte Satzung
den Angestellten der dem Versicherungsverein
an gehör igen Krankenkassen ein Rechtsanspruch
auf Ruhegehalt nicht gegen die Krankenkasse,
sondern lediglich gegen das Versicherungsunter¬
nehmen eingeräumt wird, so ist die Versicherung

auf Grund dieser Satzung nicht als eine ruhe-

gehaltsberechtigto Anstellung im Sinne des §359
RVO. und des Erlasses vom 18. Februar 1914
(Min.-Bl. der Handels- und Gewerbeverwaltung
S. 79) anzusehen.

Einer entsprechenden Ergänzung der* für die
Angestellten der Krankenkassen erlassenen

Dienstordnungen stehen Bedenk n'cht ent¬

gegen. Die Versicherungsbehörden sind von

diesem Erlasse in Kenntnis gesetzt worden."

Erlaß des Preußischen Ministers für Land¬
wirtschaft usw. Ober die Befreiungen von der

Krankenversicherungspflicht nach §§ 418, 435
RVO. vom 17. Oktober 1918 (Nr. I A Ib 5593).

Die Befreiungen von der Krankenversiche¬
rung nach §§418ff., 435 ff. Reichsversicherungs¬
ordnung haben einen derartigen Umfang erreicht,
daß die Leistungsfähigkeit vieler Landkranken¬
kassen bedeutend herabgemindert und in manchen
Fällen deren Fortbestand in Frage gestellt ist.
Auf die Gründe, die den Gesetzgeber bewogen
haben, die Befreiungen zuzulassen, habe ich in
meinem Erlasse vom 24. Juli 1916 — I A I a 8182 —

hingewiesen. Aus den hierauf erstatteten Be¬
richten ist zu ersehen, daß, soweit noch pa¬
triarchalische Verhältnisse bei Einführung der
ReichsVersicherungsordnung zwischen Arbeit¬
gebern und Arbeitnehmer bestanden, sie durch
den Beitritt zu den Kassen nicht beeinträchtigt
worden sind. Wo tatsächlich die Arbeitgeber die
Krankenhiife zum Besten der von ihnen Beschäf¬
tigten übernommen haben, wird hieran nicht zu

rühren sein. In den zahlreichen Fällen aber, in
denen die Annahme gerechtfertigt ist, daß die

Befreiungsanträge gestellt worden sind, um Er¬
sparnisse zu erzielen und die Weiterungen des
Verkehrs mit der Kasse zu vermeiden, werden
die Antragsteller eindringlich hinzuweisen sein,
daß sie durch ihr Verhalten nicht nur das Fort¬
bestehen der Befr^iungsmöglichkeit, sondern auch
das der Landkrankenkassen überhaupt gefährden.
Denn es ist zu besorgen, daß in Anbetracht der
Notstände, zu denen der Umfang der Befreiungen
geführt hat, durch die Bestimmungen, die bei
Friedensschluß zur Überführung der Kranken¬

versicherung aus den Kriegsverhältnissen in den
Regelzustand getroffen werden müssen, nicht nur

die Befreiungsmöglichkeiten, sondern die Land¬
krankenkassen überhaupt beseitigt werden. Den
Arbeitgebern würden damit die sehr bedeutenden
Vorteile einer den landwirtschaftlichen Verhält¬
nissen angepaßten Kassenart entzogen. Aus dem
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l instand«, daß in benachbarten Kreisen mit ühn-

Ijchen sozialen und Wirt schaftlicht n Verhältnissen

Befreiungen einen sehr verschiedenen Umfang

angenommen haben, geht hervor, daß sie we-

dch von der Stellungnahme der beteiligten

hörden und Kassen abhängig sind.

Es ist nicht zu verkennen, daß die Schwierig¬

keiten der ärztlichen Versorgung, die sich aus

m Kriegszustand ergeben haben und das Fehlen

r Pamdienhilfe bei den Kassenleistungcn einen

Anreiz zu den Befreiungsanträgen bieten. Der

ere Anlaß fällt mit der Abrüstung fort. Es wird

hör anzustreben sein, daß die landwirtschaft¬

lichen Arbeitgeber sich wenigstens unter der Vor-

etzung zum Wieder eintritt in die Kasse bereit

erklaren, daß diese, soweit es noch nicht ge¬

liehen ist, die Familienhilfe einführt.

Da es dringend erwünscht ist, in den Fällen,

in denen die Befreiungen nicht zum Wohle der

Arbeitnehmer erfolgen, die Beachtung der gesetz¬

lichen Vorschriften genau zu überwachen, sind

keine Bedenken dagegen geltend zu machen, daß

die Versicherungsämter Angestellte der beteiligten

Kassen widerruflich zur Nachprüfung, inwieweit

die Bestimmungen der §§ 4l8ff, §§ 436ff, RVO. in

den beteiligten Betrieben beachtet sind, schriftlich

bevollmächtigen.
Ich ersuche die Versicherungsämter zu be¬

auftragen, in der angegebenen Richtung mit den

\ «teiligten landwirtschaftlichen Arbeitgebern und

Kassen zu verhandeln und sehe einem gefälligen
Bericht über das Ergebnis der Verhandlungen
bis zum 15. Dezember d. J. entgegen. In den

Fällen, in denen die Befreiungen ein Viertel der

an sich bei einer Landkrankenkasse Versiche¬

rungspflichtigen nicht erreichen, kann von Ver¬

handlungen abgesehen werden.

Verordnung des Reidisamts für die wirt¬

schaftliche Demobilmachung betr. Änderung der

Verordnung über die Erwerhslosenlursorge vom

13. November 1918 (RGBl. S. 1305), — vom 21. bzw.

23. November 1918 (RGBl. S. 1445).
Aus dieser Verordnung sind für die Praxis

der Krankenkassen die neugeschaffenen §§ 12a

und 12 b als von besonderem Wert hervorzuheben.

Sie lauten:

§ 12a. Ist ein Erwerbsloser auf Grund der

Reichsversicherung zur Fortsetzung oder Auf¬

rechterhaltung einer Versicherung gegen Krank¬

keit bei einer Krankenkasse, knappschaftlichen
Krankenkasse oder Ersatzkasse berechtigt, so hat

die Gemeinde die weitere Versicherung in der

bisher igen Mitgliederkasse oder Lohnstufe herbei¬

zuführen. Sie hat zu diesem Zwecke die er¬

forderlichen Meldungen zu bewirken und die

vollen Beiträge für den Erwerbslosen zu zahlen.

Versäumt es die Gemeinde und verliert dadurch

der Erwerbslose den Anspruch auf Krankenhilfe,

so h?t die Gemeinde ihrerseits dem Erwerbslosen

die gleiche oder eine gleichwertige Krankenhilfe

zu gewähren. Kann die Gemeinde die ärztliche

Behandlung selbst nicht beschaffen, so hat sie

dem Arbeitslosen dafür sechs Achtel des gesetz¬
lichen Krankengeldes zu gewähren. Von diesen

Leistungen können nur die Beiträge als Kosten

der Erwerbslosenfürsorge gegenüber Reich und

Staat angerechnet werden. Neben Krankengeld

oder Krankenhauspflege, die dem erkrankten

Erwerbslosen gewährt wird, erhält er nur die

Zuschläge für Familienmitglieder nach § 9 Abs. 1.

§ 12b. Erwerbslosen, die Erwerbslosen¬

unterstützung beziehen und nicht unter 12a fallen,

wird im Falle der Erkrankung die Unterstützung
in vollem Umfang weiter gewährt.

Erlaß des bayerischen Staatsministeriums

des Innern betreffe, d Kriegswodienhilfc vom

24. Oktober 1^18 (Bayer. Staatsanz. Nr 250).

Im Einverständnis mit den zuständigen Reichs -

ämtern wird bekanntgegeben:
1. Die Wochenhilfe nach § 3 der Bundesrats¬

bekanntmachung vom 23. April 1915 (RGBl. S.257)
ist tür das uneheliche Kind eines Kriegsteilnehmers
nicht zu gewähren, wenn der uneheliche Vater

nicht dem Deutschen Reiche Kriegs-, Sanitäts¬

oder ähnliche Dienste leistet.

2. Dagegen ist diese Wochenhilfe für das un¬

eheliche Kind eines Kriegsteilnehmers auch dann

zu gewähren, wenn sich derselbe der Fahnen¬

flucht schuldig macht oder durch gerichtliches
Erkenntnis zu einer Gefängnisstrafe von länger als

sechsmonatiger Dauer oder zu einer härteren Strafe

verurteilt wird, vorausgesetzt, daß der Kriegs¬
teilnehmer dem Deutschen Reiche Kriegs- usw.

Dienste leistet und aus diesem Dienste nicht

förmlich ausgeschieden ist, daß die Verpflichtung
des unehelichen Vaters zur Gewährung des Unter¬

halts festgestellt und daß die Mutter minder¬

bemittelt ist.

3. Bei der Prüfung der Frage, ob Ehefrauen

der im Kriegs- usw. Dienst stehenden Beamten

und sonstigen Gehaltsempfänger minderbemittelt

im Sinne des § 2 Abs. 2 der Bundesratsbekannt¬

machung vom 23. April 1915 sind, ist, wenn die

Ehe erst nach dem Eintritt des Ehemannes in

den Kriegs- usw Dienst geschlossen wurde und

die «Ehefrau nicht Familienunterstützung erhält,

zunächst das Einkommen der beiden späteren
Eheleute in dem Jahre vor dem Eintritt des Ehe¬

mannes in den Kriegs- usw. Dienst festzustellen

und auf Grund dessen das Gesamteinkommen

beider zu berechnen. Hat damals die Wöchnerin

noch kein eigenes Einkommen bezogen, so ist das

Einkommen des Ehemannes allein in Betracht zu

ziehen.
*

sJ...

Runderlaß des RVA. Ober Arbeiterversiche¬

rung in dem vom Feinde besetzten Gebiete

vom 20. November 1918.

Nach Artikel V Abs. 2 des Waffenstillstands¬

abkommens vorn 11. November 1918 werden die

Gebiete auf dem linken Rheinufer durch die ört¬

lichen Behörden unter Aufsicht der Besatzungs¬

truppen der Alliierten und der Vereinigten Staaten

verwaltet. Wie die örtlichen Behörden haben die

Träger der Arbeiterversicherung, die im besetzten

Gebiet ihren Sitz haben, ihre Tätigkeit dort fort¬

zusetzen. Da ferner durch die feindliche Be¬

setzung die Einheitlichkeit der Gesetzgebung und

Verwaltung in Deutschland nicht berührt werden

soll, sind die genannten Versicherungsträger

grundsätzlich nicht gehindert, auch die Geschäfte

zu erledigen, die in ihren etwa auf das rechts¬

rheinische Gebiet übergreifenden Zuständigkeits¬

bereich anfallen. Das Entsprechende gilt für

Versicherungsträger, die in rechtsrheinischen, nicht

vom Feinde besetzten Orten ihren Sitz haben

und deren Zuständigkeit auf das linke Rheinufer

übergreift.

Runderlaß des RVA. betr. Herabsetzung und

Aufhebung von Renten vom 28. November 1918.

Unter Hinweis auf den Runderlaß vom

10. August 1914 — I 9898 — wird der Vorstand

ergebenst ersucht, die Herabsetzung und Auf¬

hebung von Renten für die nächste Zeit soweit

irgend möglich zu unterlassen, jedenfalls auf die

dringlichsten und völlig klar liegenden Fälle zu

beschränken
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Die Gründe, welche im Einverständnis mit

Vertretern von Berufsgenossenschaften zu dem

Erlaß vom 10. August 1914 führten, haben durch

den weiteren Verlauf der Ereignisse noch erheb¬

lich an Bedeutung gewonnen. Die bevorstehende

Wiedereinstellung der aus dem Felde heimkehren¬

den Krieger in ihre alten Arbeitsstellen wird

dazu führen, daß manche Rentenempfänger, die

aushilfsweise Verwendung fanden, Beschäftigung
und Verdienst verlieren. Dazu kommt die außer¬

ordentliche Teuerung und Schwierigkeit in der

Beschaffung der Lebensmittel und überhaupt der

wichtigsten Lebensbedürfnisse. Infolgedessen wür¬

den Rentenminderungen und -entziehungen die

Rentenempfänger jetzt noch schwerer als bisher

treffen. Es ist deshalb geboten, von solchen Auf¬

hebungen oder Minderungen in weitestem Maße

zunächst abzusehen, namentlich bei Unfallrenten

von Kriegsbeschädigten, die Anspruch au* eine

besonders wohlwollende Behandlung ihrer Renten¬

angelegenheiten erheben dürfen.

Runderlaß des RVA. Ober die Zulagen zu

Verletztenrenten vom 11. Dezember 1918.

Nach der Verordnung über die Weiter¬

gewährung von Zulagen zu Verletztenrenten aus

der Unfallversicherung vom 2. Dezember 1918

(RGBl. S. 1398) sind Rentenzulagen auch für die

Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1919 zu ge¬
währen. Das Reichsversicherungsamt weist die

Versicherungsträger auf diese Verordnung und

die in Nr. 293 des „Deutschen Reichsanzeigers44
vom Dezember 1918 veröffentlichten Ausführungs-
bestimmungen hin.

Von der Weitergewährung von Zulagen, die

vor dem t. Januar 1919 festgestellt und zur Zah¬

lung angewiesen sind, über den 31. Dezember

1918 hinaus ist der Berechtigte zu benachrichtigen.

Sie brauchen nicht erneut zur Zahlung durch die

Post angewiesen zu werden. In der Neuanweisung
von Zulagen sind Datum und Aktenzeichen der

Anweisung über die Rente anzugeben.

Nachtrag zu den Ausführungsbestimmungen
zur Bekanntmachung des RVA. vom 3. Januar

1918 (vgl. „Volkstüml. Zeitschr.44 1918 S. 18) vom

18. Dezember 1918.

Mit Rücksicht auf die Verordnung über die

Weitergewährung von Zulagen an Empfänger
einer Invaliden-, Witwen- oder Witwerrente aus

der Invalidenversicherung vom 12. November 1918

(RGBl. S. 1310) und die Verordnung über die

Gewährung von Zulagen an Empfänger einer

Altersrente aus der Invalidenversicherung vom

14. Dezember 1918 (RGBl. S. 1429) werden die

Ausführungsbestimmungen vom 5. Januar 191t

geändert, wie folgt:
L II Abs. 1 erhält nachstehende Fassung.

Die Zulage in Höhe von 8 Mk. wird Empfängera
einer Invaliden-, Kranken- oder Altersrente, die

Zulage in Höhe von 4 Mk. Empfängern einer

Witwen- (Witwer-) oder Witwenkrankenrente ge¬

währt, sofern sie nicht Ausländer sind, die sick

im Ausland aufhalten. Die Zulage zur Invaliden-,
Kranken-, Witwen- (Witwer-) oder Witwenkranken¬

rente wird vom 1. Februar 1918, die Zulage zur

Altersrente vom 1. Januar 1919 ab gezahlt.
IL In den § 3 Abs. 1 Satz 1 wird hinter KS

„A 6a eingesetzt.
III. Im § 4 letzter Satz werden die Worte

„Alters- oder44 gestrichen.
IV. In den § 5 Abs. 1 Satz 1 wird hinter

Kranken- „Alters-44 eingesetzt.
V. Der letzte Satz des § 5 Abs. 2 erhält nach¬

stehende Fassung: Dies findet sinngemäß An¬

wendung, wenn an die Stelle einer Rente eine

andere Rente tritt.

Rechtsprechung.
Wi. Lohnarbeitsverhältnis unter Verwandten.

(Revisions-Entscheidung des Reichsversicherungs¬
amts vom 23. November 1918 — IIa 848/18 6.)

Wenn auch verwandtschaftliche Beziehungen
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer an und

für sich der Annahme eines versicherungs¬
pflichtigen Arbeitsverhältnisses nicht entgegen¬
stehen, so bedarf diese Annahme doch bei nahen

Verwandten besonders überzeugender Gründe

(vergl. Rev.-Entsch. des RVA. 1909 S. 473, 1912

S. 825.) Im vorliegenden Falle ist aber kein aus¬

reichender Anhalt vorhanden, um die Annahme

der Versicherungspflicht als begründet erscheinen

zu lassen. Die baren Zahlungen von 120 Mk.

jährlich, welche die verstorbene Klägerin erhalten

hat, sind nicht in regelmäßigen Zeitabschnitten

und in bestimmten Beträgen, sondern nur nach

Bedarf erfolgt. Seit dem Tode der Eltern des

jetzigen Klägers und seiner Schwester Anfang
der neunziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts

ist das Verhältnis zwischen dem Kläger und seiner

Schwester stets das gleiche geblieben. Testa¬

mentarisch war der letzteren eine Stube ein¬

geräumt. Von dem Kläger erhielt sie bis zum

Jahre 1911 Kost und Kleidung. Von da ab bekam

sie keine Kleidung mehr, sondern zu deren Be¬

schaffung 120 Mk. jährlich bar, offenbar um die

äußeren Voraussetzungen für die Versicherungs-
pflicht zu schaffen, wie dies ja auch der Kläger
selbst zugegeben hat, während sich tatsächlich
in dem Verhältnis zu seiner Schwester nichts

geändert hat. All dies hat das Oberversicherungs¬
amt nicht gewürdigt und ist deshalb zu Unrecht

zu der Annahme eines versicherungspflichtiges
Arbeitsverhältnisses gelangt. Der Umstand, daß

der Kläger, falls er die Dienste seiner Schwester

entlohnt hätte, genötigt gewesen wäre, eine fremde

Person gegen Lohn anzunehmen, beweist nicht,
daß auch seine Schwester bei ihm in einem Lohn¬

arbeitsverhältnis gestanden hat. Gegen die An¬

nahme eines solchen spricht endlich, daß die

Schwester des Klägers niemals bei fremden Per¬

sonen in Dienst gestanden hat. Da nach alledem

ihre Beschäftigung beim Kläger der Versicherungs¬
pflicht nicht unterlegen hat, so ist dessen Renten¬

anspruch unbegründet, und es mußte unter Auf¬

hebung der angefochtenen Entscheidung der Ab

lehnungsbescheid der Beklagten wiederhergestellt
werden.

Wi. Zahlung von Unfallrente und AngehÖrlgen-
rente beim Zusammentreffen in ein und dem¬

selben Monat. — §613 RVO.—(Endgültige Ent

Scheidung des Oberversicherungsamts Arnsberg
vom 28. November 1918 — 8 L 18 I.)

Der 36 Jahre alte Kläger hat am 12. Dezember

1916 eine Verletzung des rechten Fußes erlitten

Wegen dieses Unfalles ist er vom 23. Oktober

bis 3. November 1917 einschließlich in der

chirurgisch-orthopädischen Heilanstalt in B. be¬

handelt worden. Durch Bescheid der Beklagtes
vom 28. Februar 1918 ist der Ehefrau des Klägers
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na ihren beiden Kindern unter 15 Jahren die

esetzliche Angehörigenrente im Gesamtbetrag

on 3h Mk. monatlich bewilligt worden. Nach

rfolglosem Einspruch hat der Kläger gegen den

ndbescheid vom 16. August 1918 rechtzertig Be-

ufung eingelegt.
Er beantragt unter Hinweis auf § 613 RVO.

hm die Angehörigenrente für die Zeit vom

Oktober bs 30. November 1917 zu bewilligen,
a die Unfallrente niedriger als die Angehörigen¬
ente gewesen sei.

Die Beklagte hat Abweisung der Berufung
eantragt. Das Oberversicherungsamt hat den

nspruch des Klägers nicht für begründet er-

chten können. Wie schon in der Rekurs-

ntscheidung des RVA. 2031, Amtl. Nachr. 1904

196, ausgeführt worden ist, verfolgt die Be

timmung des § 613 Satz 2 RVO., der dem § 93

hs. 3 und 4 des Gewerbeunfallversicherungs-
esetzes entspricht, den Zweck, daß der Verletzte

nd seine Familie beim Zusammentreffen von

'nfallrente und Angehörigenrente in ein und

emselben Monat während des ganzen Monats im

enusse der höheren Rente bleiben soll, die bei

eginn des Monats bezahlt worden ist. Wenn in

orliegendem Falle also die dem Kläger am

Oktober 1917 zustehende Unfallrente höher ge-

esen wäre als die am 23. Oktober 1917 ein-

retende Angehörigenrente, so hätte für die Zeit

om 23. Oktober bis 1. November 1917 die höhere

nfallrente weiter gezahlt werden müssen. Tat-

ächlich war aber die Unfallrente niedriger als

ie Angehörigenrente, da erstere nur 20 Mk.,
etztere aber 36 Mk. monatlich betrug. Für den

ionat November 1917 war zwar die dem Kläger
om 1. bis 3. Novemben 1917 zustehende Än-

el ör igenrente höher als die Unfallrente, denn

ie Angehörigenrente belief sich auf 36 Mk., die

nfallrente (60 v. H.) dagegen nur auf 24 Mk.

monatlich. Dem Kläger wäre aber die höhere

Angehörigenrente nur dann für den ganzen Monat

November 1917 zu zahlen gewesen, wenn er am

1. November 1917 sich im Genüsse dieser Rente

befunden hätte. Dies war nicht der Fall, da die

Angehörigenrente erst nachträglich im Februar

1918 festgesetzt worden ist. Sie ist deshalb von

der Beklagten mit Recht nur bis 3. November 1917

gewährt worden.

Gegen diese Entscheidung ist gemäß § 1700

Ziffer 5 RVO. der Rukurs ausgeschlossen.

Von der Wiedereinführung der Mehr¬

leistungen auf Grund des § 1 Abs. 2 des Ge¬

setzes, betreffend Sicherung der Leistungs¬
fähigkeit der Krankenkassen, vom 4. August 1914

(RGBl S. :<37, Amtl. Nachr. des RVA. 1914 S. 628)
Herden bereits abgeschlossene Unterstützungs¬
fälle auch dann nicht berührt, wenn bei Zu-

riüideleguiig dieser Leistungen im Zeitpunkt
hrer Wiedereinführung die Unterstützungszeit
noch nicht abgelaufen wäre. (Entscheidung des

K* ichsvervicherungsamts vom 25. September 1918
- IIa K 81/18)

Aus den Gründen: Die Klägerin hat als Mit-
pd der Beklagten von dieser bis zum 15. De¬

zember 1916 auf Grund des § 1 Abs. 1 des Ge¬

setzes;, betreffend Sicherung der Leistungsfähigkeit
oer Krankenkassen, vom 4. August 1914, in der

"hstdauer von 26 Wochen Krankenhilfe erhalten,
*'ar aber weiter krank und arbeitsunfähig bis weit

as J^hr 1917 hinein. Mit Wirkung vom 27. Jd-
ar 1916 ab sind gemäß des § l Abs.2 des be-

ichneten Gesetzes bei der Beklagten die fr üheren

tzungsmäßigen Mehrleistungen, darunter auch

E

die Ausdehnung der Krankenhilfe auf 39 Wochen,
wieder eingeführt worden. Die Klägerin verlangt
unter Berufung hierauf Krankengeld vom 15. De¬

zember 1916 ab auf weitere 13 Wochen. Das Vet-

sicherung-amt hat diesen Anspruch abgewiesen,
dagegen hat auf die Berufung der Klägerin das

Oberversicherungsamt die Beklagte verurteilt, der

Klägerin vom 27. Januar 1917 bis zum Ablauf der

39. Woche nach dem Beginne der Erkrankung die

satzungsmäßigen Mehrleistungen an Krankengeld
zu gewähren.

Gegen dieses Urteil hat der Vorstand der

beklagten Kasse rechtzeitig die Revision eingelegt
mit dem Antrag, die Vorentscheidung des Ver¬

sicherungsamts wiederherzustellen.

Es war, wie geschehen, zu erkennen.

Als die Erkrankung der Klägerin, für die sit

während 26 Wochen von der Beklagten uriterstütxt

worden ist, eintrat, und auch noch am 15. De¬

zember 1916, im Zeitpunkt der Aussteuerung,
hatte die Klägerin keinen Anspruch auf die satzungs¬
mäßigen Mehrleistungen, da durch § 1 Abs. 1 des

bezeichneten Gesetzes vom 4. August 1914 die

Leistungen der Kassen auf die Re^elleistungea
herabgesetzt worden waren. Der Klägerin konnte

daher nur auf die Dauer von 26 Wochen Kranken¬

hilfe gewährt werden. Sie macht zu Unrecht

geltend, daß ihr eine Mittedung der Kasse über

diese Beschränkung nicht zugegangen sei. Einer
solchen Mitteilung bedurfte es nicht, da die Be¬

schränkung nicht durch Verfügung der Kasse,
sondern durch das vorschriftsmäßig veröffentlichte
Gesetz erfolgte. Erst mit Wirkung vom 27. Januar

1917, als der Unterstützungsfall der Klägerin nach

dem damals bestehenden Rechte längst ab-

geschlossen war, sind auf Grund des § 1 Abs. 2

des erwähnten Gesetzes die Mehrleistungen wieder

eingeführt worden. In dem Gesetz ist nicht vor¬

gesehen, daß die Wiedereinführung der Mehr¬

leistungen mit rückwirkender Kraft erfolgen kam
oder soll; demgemäß ist auch in dem Beschlul

nichts darüber bestimmt. Der bereits ab¬

geschlossene Fall der Klägerin konnte daher durch

die Wiedereinführung einer längeren Unter¬

stützungsdauer nicht berührt werden. Aus dem

vorstehend Gesagten ergibt sich, daß der An¬

nahme des Oberversicherungsamts, die Mehr¬

leistungen seien durch das Gesetz vom 4. August
1914 nur „suspendiert44 gewesen, nicht beigetreten
werden kann. Das würde voraussetzen, daß der

Anspruch auf die Mehrleistungen tatsächlich

weiterbestanden und nur geruht habe, da er nur

dann mit dem Zeitpunkt der Wiedereinführung
wieder wirksam werden konnte. Eine solche Re¬

gelung ist aber durch das Gesetz, wie der Wort¬

laut der Vorschrift ergibt, nicht erfolgt. Wegen
unrichtiger Anwendung des bestehenden Rechts

war daher die angefochtene Entscheidung auf¬

zuheben und in der Siehe selbst auf Abweisung
des unbegründeten Anspruchs der Klägerin zu

erkennen.

Zur Zahlung des Hausgeldes nach $ 1*6 RVO.

ist die Krankenkasse nur verpflichtet, wenn sie

die Krankenhauspflege dem Versicherten selbst

gewährt. (Entscheidung des Reichsversicherungs¬
amts vom I.Juli 1918 — IlaK 258/17.)

Aus den Gründen: Der Kläger war früher

Pflichtmitglied der beklagten Krankenkasse und

ist nach seinem Eintritt in den Heeresdienst ge¬
mäß § 313 RVO. freiwilliges Mitglied bei ihr ge¬
bheben. Er hat vom 26 Juni 1916 ab drei Monatt

eine Badekur in L. durchgemacht und zwar auf

Veranlassung und auf Kosten derHeeresverwaltung.
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Für diese Zeit hat er von der Beklagt'-r. das ein¬

fache Krankengeld erhalten. Mit der Klage ver¬

langte er für che Zeit noch Zahlung eines

Hausgeldes für seine Angehörigen, ferner des

halben Krank* i dea nach § 24 der Satzung,
welche Bestimmung dem § 193 Abs. 3 RVO. ent¬

spricht und sei lieh Zah ung des Krankengeldes
auch für die Sonntage« Mit diesen Ansprüchen
ist er durch Vorentscheidung des Versitzenden

des Versicherungsamts vom 17. September 1917

abgewies* n. S< ine hiergegen eingelegte Berufung
hat daa Oberversicherungsamt mit Urteil vom

3. November 1!*17 zurückgewiesen. Gegen di<

Entscheidung Iat der Klager rechtzeitig die Re¬

vision eingelegt, dabei hat er den Antrag auf

Zahlung üt Krankengeldes für die Sonntage
zurückgezogen.

Die noch streitigen Ansprüche sind mit Recht

von den Vorinstanzen für unbegründet erklärt.

Ein Anspruch auf das halbe Krankengeld
steht nach § 24 der Satzung der* Beklagien den

Versicherten, die freiwillig Mitglieder der Kasse

bleiben, statt der Krankenpflege zu. wenn sie sich

außerhalb des Kassenbezirks aufhalten. Daß diese

Bestimmung nicht dahin ausgelegt werden kann,

daß die Kasse in allen Fällen der* Erkrankung
eines freiwillig Weitervergebenen außerhalb des

Kassenbezirks das halbe Krankengeld zu zahlen

habe, sondern nur dahin, daß diiS halbe Kranken¬

geld zu gewähren ist statt der Krankenpflege,
also nur dann, wenn <iie Kasse an sich zur Ge¬

währung der Krankenpflege in Natur sowohl nach

allgemeiner gesetzlicher Vorschi ift verpflichtet,
wie auch tatsächlich imstande wäre, ist bereits in

der Revisionsentscheidung 2466 (Großer Senat),
Amil. Nachr. des RVA. 1918 S. 417, ausgesprochen.
In den Gründen dieser Entscheidung ist weiter

dargelegt, daß der statt des Anspruchs auf

Krankenpflege hilfsweise eingeräumte Anspruch
auf das halbe Krankengeld entfällt, wenn, wie

hier, die Militärbehörde kraft gesetzlicher Ver¬

pflichtungdie ärztliche Behandlung und Verpflegung
des Versicherten übernommen hat.

Aber audi der Anspruch auf Gewährung von

Hausgeld ist mit Recht zurückgewiesen. Nach

§ 186 RVO. ist neben der Gewahrung der Kranken-

hauspfh ge an den Versicherten ein Hausgeld für

die Angehörigen zu zahlen. Der Anspruch darauf

hat aber, wie in den Entscheidungen der Vor-

'nstanzeu zutreffend ausgeführt ist, zur Voraus¬

setzung, (hiß die Kasse selbst die Krankenhaus¬

pflege verfügt oder wenigstens die Unterbringung
für ihre Rechnung genehmigt hat. Das ergibt sich

schon daraus, dal) ein Rechtanspruch auf Kranken-

bautpflege nicht besieht, sondern die Kasse an

Stelle der Leistungen aus £ 182 a.a.O. aus freier

Entschließung Krankenhauspflege gewähren kann.

Nur wenn die Kusse zur Gewährung der Kranken-

bsuspflege sich entschlossen hat und die übrigen
Voraussetzungen des § 186 gegeben» snd, ist sie

auch zur Zahlung des Hausgeldes verpflichtet.
Hier aber erhält der Versicherte von dw Kasse

Krankengeld und nicht K'ankenhauspfMge, die

vielmehr von anderer Seite gewährt wird. Daß

in solchen Fallen ein Anspruch auf Hausgeld

gegen die Kasse nicht besteht, ist auch bisher

schon in der Rechtsprechung und den Kommen¬

taren ai genommen (vergl. Hahn, Handbuch der

Krankenversicherung 8. und 9. Aufl. Anm 2 zu § 186;
Iloffmann, Krankenversicherung 5. Aufl. Anm. 2 zu

§ 186). So ist in den Entscheidungen des Kgl.
Preuß Oherverwsltungsgerichisv« m28 Januarlfc95

(Band XXVII S. 362) und 7. Juli 1904 („Arbeiter-
Versorgung" 19Ü4 S. 598) als Voraussetzung für

die Gewährung des Hausgeldes bezeichnet, daL

die K'ankenhauspflege auf Entschließung der

Krankenkasse gewährt wird. Auf dem gleicher

Standpunkt stehen der Großh.BadischeVer waltun*

gerichtshol („Arbeiterversorgung44 1U03 S.lll) und

der Kgl. Württ. Verwahungsgenchtshof (daselt
1910 S. 845). Der abweichenden Meinung des Kgl
Bayer. Ver waltungsgeri« htshofs („Arbeiterver¬

sorgung 1905 S. 84) kann nicht beigetreten werden

da dieses Gericht entgegen dem Reichsversiel

rungsamte von der Annahme ausgegangen i

das der Versicherte einen Anspruch auf Kranker

hauspflege hat.

Die Revision war daher zurückzuweisen.

Als erwerbsunfähig im Sinne des § 1281

RVO. ist derjenige Ehemann anzusehen, der in

einem solchen Grade unfähig ist einem Lohn¬

erwerbe nachzugehen, daß an seiner Stelle di*

Ehefrau den Lebensunterhalt der Fan.Hie mehr

als zur Hälfte aus ihrem Arbeitsverdienste be¬

streiten mußte. (Entscheidung des Reichsver¬

sicherungsamts vom 1. Juli 1918 — IIa 390/18.)

Ans den Gründen: Die Ansicht des Ober

versicherungsamis, der Umstand, daß bei der;

Kläger nach dem Gutachten des Kreisarztes Di

M. Invalidität im Sinne des § 1255 RVO. noch

nicht bestehe, schließe nicht aus, daß er als

erwerbsunfähig im Sinne des § 1260 RVO. an¬

zuseilen sei, war rechtlich nicht zu beanstanden

Erwerbsunfähigkeit im Sinne des § 1260 RVO.

bedeutet nicht dasselbe wie Invalidität im Sinne

des Vierten Buches der Reichsversieherungs

Ordnung, insbesondere der §§ 1255 und 12"

Schon die Ausdrucksweise, welche sich an § i

RVO. anlehnt, läLt darauf schließen; denn auf

dem Gebiete der Invalidenversicheruug wird zur

Bezeichnung des den Anspruch auf Invalidenrente

begründenden Maßes der Einbuße an Erwerl

fähigkeit stets der Ausdruck „Invalidität* ge

braucht und es ist schon deshalb der abweichende

Wortlaut im § 1260 RVO. auffallend. Aus der

Begründung zu § 1292 des Entwurfs der Reichs¬

versicherungsordnung (jetzt § 1304 RVO.) ergibt
sich aber auch, daß der Gesetzgeber die wörtliche

Abweichung absichtlich gewählt hat, denn es wird

dort auf S. 408 im Hinblick auf § 1295 des Ent-

wurfs (§ 1307 RVO.) ausgeführt, daß § 1292 sich

nicht auf die Empfänger von Witwenrenten be¬

ziehen könne, weil „Voraussetzung für die Ge¬

währung von Witwerrente nicht die reichsgesetz
liehe Invalidität ist, sondern neben der tatsächlicher.

Erwerbsunfähigkeit auch die Bedürftigkeit vor¬

liegen muß44. In den weiteren Beratungen dei

Gesetzes ist gegen diese Äußerung kein Bedenke;

oder Widerspruch erhoben worden.

Wie bei § 592 RVO., ist bei § 1260 RVO. der

Begriff der Erwerbsunfähigkeit aus dem Zwecl

der Vorschritt zu entnehmen. Es soll, falls a:

Stelle des Ehemanns die Ehefrau den Lebens¬

unterhalt der Familie ganz oder überwieger
aus ihrem Arbeitsverdienste bestritten hat, eben¬

falls Hinterbliebenen Versorgung gewährt werden

wenn für diesen ungewöhf liehen Fall nicht ande

Umstände, sondern die Erwerbsunfähigkeit ci

Ehemanns den Anlaß gab. Die Fähigkeit d' -

Ehemanns, durch Lohnerwerb den Fannlienunti

halt zu bestreiten, mulite also dauernd so w<

gemindert sein, daß der überwiegende Ant

daran der Ehetrau oblag, diese somit mehr aIf

zur Haltte den Lebensunterhalt der Familie ver

dienen mußte.

Dieser Ansicht, von welcher ohne besondere

Begr ündung nur Düttmann (Anm. 3 zu § 1260 RVO
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d Stier-Somlo (Anm. 2 zu § 1260) abweichen,

ird im wesentlichen von Hanow-Lehmann (Anm.

Ui § 1260) und Weymann (Anm. 2 zu § 1260)
rtreten. Die Revisionsentscheidung 2251 (Amtl.

bchr. des RVA. 1916 S. 634) neigt offenbar zu

I ntgegengesetzten Ansicht und möchte Er-

ini ihigkeit im Sinne des § 1260 RVO. mit

lidität im Sinne des § 1255 gleichstellen; sie

aber ausdrücklich unterlassen, hierzu grund-
itzlich Stellung zu nehmen. Dagegen gründet

lie Revisionsentscheidung 1860 (Amtl. Nachr.

RVA- 1914 S. 552) wesentlich auf die in der

legenden Entscheidung vertretene Auslegung.

Kin Rekurs, mit dem keine Abänderung des

nflefochtentn Urteils, sondern nur die Neu¬

siedlung der Rente wegen inzwischen ein-

etrcte—f Änderung der Verhältnisse begehrt
ird, ist unzulässig. (Entscheidung des Reichs-

en rungsamts vom 6. September 1918 Ia

M4 16.)

Aas den Gründen: Der Rekurs wird nicht durch

besonderen Ausschließungsgründe des § 1700

). ausgeschlossen, er ist aber aus allgemeinen
,nden unzulässig. Allgemeine Voraussetzung

pr Zulässigkeit eines Rechtsmittels ist, daß die

ei, die es einlegt, eine Beschwer, einen Unter-

chied zwischen ihrem Begehren und der er-

angenen Entscheidung behauptet (vergl. Gaupp-
n, Zivilprozeßordnung, 10. Aufl. Bd. II S. 1).
e Voraussetzung ist im vorliegenden Falle

;it erfüllt Denn, wie aus dem endgültigen
Ä-.trv.j* dei1 Beklagten hervorgeht, will sie die

Kr**s< heidung des Oberversicherungsamts, die

I ellung einer Dauerrente von 85 v. H. der

I illrente, nicht beanstanden. Sic ist mit dieser

f tellung des Vorderrichters vielmehr ein-

tanden und erstrebt mit dem Rekurse lediglich

|ine Herabsetzung der Rente gemäß § 608 RVO.

gen seither eingetretener Veränderung der

rhaltnisse. Eine derartige Herabsetzung der

\ nte kann aus den oben angegebenen Gründen

licht den alleinigen Gegenstand des Rekurs-

lfahrens bilden. Ob und unter welchen Vor¬

setzungen sie innerhalb eines an und für sich

r lässigen RekursVerfahrens vom Rekursgerichte
orgenommen werden darf, braucht hier nicht

i tsehieden zu werden. Hiernach war der Rekurs

Is unzulässig zu verwerfen.

§ 14 der Verordnung über Versicherung der

D vaterländischen Hilfsdienst Beschäftigten vom
1. Februar 1017 (RGBl. S. 171, Amtl. Nachr. des

\ 1917 S.227) findet auch auf solche Per-

onen Anwendung, die lediglich wegen ihrer

wirtschaftlichen Notlage eine Beschäftigung im

ttjtcrländischen Hilfsdienst übernommen haben.

I ilscheidung des Reichsversicherungsamts vom

tember 1918 II 5615 J8.)
Aus den Gründen: Die Witwe L. besitzt In R

1 Wohnhaus nebst Gas4 tschaft. Nach dem

>de ihres Ehemanns im Januar 1915 hatte sie

bis dahin gemeinsam betriebene Gastwirt-
H bis Anfang des Jahres 1917 auf eigene
hnung weitergeführt, dann aber eingestellt,

da der Betrieb sich nicht mehr lohnte und sie
? ien Verdienst daraus nicht mehr erzielen konn*

ch ihre wirtschaftlichen Verbältnisse war sie

vungen, eine gewinnbringende Beschäftigung
uüben, weshalb sie am 26. April 1917 die Stelle

Köchin im Reservelazarett R. gegen einen

a^lohn von 3,50 Mk. angenommen hat. Hätte
It diese Stelle ihr nicht geboten, so hätte sie

pich nach einer anderen lohnbringenden Beschäfti¬

gung umsehen müssen, um ihren Lebensunterhalt

zu bestreiten, Schuldenzinsen zu zahlen und die

Kosten für Unter halt und Ausbildung ihrer Tochter

aufzubringen. Eine selbständige Erwerbstätigkeit
als Geschäftsführer^ oder dergleichen konnte sie

mangels der dazu erforderlichen Barmittel nicht

beginnen. Nach ihrer glaubhaften, durch den

Bürgermeister in R. bestätigten Angabe will sie

bei Wiedereintritt geregelter Verhaltnisse nach

dem Kriege ihren Gastwirtschaftsbetrieb wieder

aufnehmen und ausschließlich in diesem t£tig sein.

Die Gastwirtschattskonzession besteht nach wie

vor zu Recht. Eine versicherungspflichtige Tätig¬
keit hat die Witwe L. früher nicht ausgeübt.

Das Versicherungsamt in A. hat am 5. April
1918 auf Gr und des § 1459 RVO. dahin entschieden,
daß die Tätigkeit der Witwe L. als Köchin im

Reservelazarette zu R. gemäß § 14 der Verordnung
über Versicherung der im vaterländischen Hilfs¬

dienst Beschäftigten vom 24. Februar 1917 (RGBl.
S. 171, Amtl. Nachr. des RVA. 1917 S.227) der In¬

validenversicherungspflicht nicht unterworfen sei.

Hiergegen hat der Vorstand der Landesversiche¬

rungsanstalt R. rechtzeitig Beschwerde eingelegt
mit dem Antrag, die Witwe L. hinsichtlich ihrer

Tätigkeit beim Rescrvelazarctt in R. für versiche¬

rungspflichtig nach § 1226 RVO. zu erklären und

die Sache gemäß §1459 Abs.2 Satz I RVO. an

das Reichsversicherungsamt abzugeben Er hat

geltend gemacht, § 14 der Verordnung über Ver¬

sicherung der fan vaterländischen ililrsdienst

Beschäftigten finde nur auf solche Personen An¬

wendung, die entweder durch Reehtszwang -

also gemäß § 1 des Gesetzes über den vatei

lindischen Hilfsdienst — zum Hilfsdienst ver¬

pflichtet seien oder aus vaterländischen, also

ideeilen Erwägungen sich dem vaterländischen

Hilfsdienst freiwillig widmeten. Dagegen fielen

hierunter nicht solche Personen, die, wie die

Witwe L. nur durch ihre wirtschaftliche Notlage
zur Verrichtung einer, wenn auch im vaterländi¬

schen Hilfsdienst ausgeübten Lohnarbeit ge¬

zwungen seien. Gerade solche Personen, die

durch den Krieg in eine wirschaftlich ungünstige
Lage gebracht seien, müßten durch die Versiche¬

rung geschützt werden.

Das Oberversicherungsamt hat die Sache

gemäß § 1459 Abs.2 RVO. an das Reichsversiche¬

rungsamt zur Entscheidung abgegeben, wobei es

sich in seinem Gutachten der Auffassung dei'

Landesversicherungsanstalt angeschlossen hat.

Der Beschwerde war der Erfolg zu versagen

Die Zuständigkeit des Reichsversicherungs¬
amts ist gemäß § 1459 Abs.2 Satz 3 RVO. gegeben.

Nach § 14 der genannten Verordnung über

Versicherung der im vaterländischen Hilfsdienst

Beschäftigten unterliegt eine Person, die eine die

Invaliden- und Hinterbliebenen ver sich erun er l

gründende Beschäftigung vor ihrem Eintritt in

den vaterländischen licni .cht ausgeübt
ha! und nach dessen Beendigung voraussichtlich

nicht ausüben wird, wegen einer im vaterländi¬

schen Hilfsdienst übernommene! an sich ver¬

sicherungspflichtigen Beschäftigung der Versieb

rungspfheht nur dann, wenn sie binnen zwei Mo¬

naten nach der Verkündung der* Verordnung oder,

sofern das Beschäftigungsverhältnis später b< -

ginnt, nach diesem Zeitpunkt von dem Arbeit¬

geber* die Leistung von Beiträgen verlangt Im

vorliegenden Falle hat die Witwe L. am 26 April
1917, also nach dem am 15. Dezember 1916 erfolgten
Inkrafttreten der Verordnung eine Beschäftignng
übernommen, die unbestritten eine Beschäftigung
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Hieraus ist zu folgern, daß der Gesetzgeber, der

in der Denkschrift a. a. O. auf diese Bekannt¬

machung ausdrücklich hinweist, die Anwendung
des $ 14 nicht etwa auf Personen beschränken

?Ute, die eine Beschäftigung im vaterländischen

Hilfsdienst aus Rechtszwang oder patriotischen
Grin d< n üb« rnehmen, sondern daß § 14 auch für

Person« n eilt, die ihrer wirtschaftlichen

Verhalti se halber in den Hilfsdienst eintreten.

Dem entspricht es, wenn in der Denkschrift ferner

h< rgehol en ist, daß Personen, die eine nach

n Vorschriften der ReichsVersicherungsordnung
über* die Invaliden und Hinterbliebenenversicl

i ng versicherungspflichtige Beschäftigung ei

e de.^ Gesetzes über den vaterländischen

! It: -ist unu voraussichtlich nur für sein Gel-

tui lauer übernehmen, grundsätzlich versiche¬

rungsfrei sein so len. Hieran wird dadurch nichts

ert, daß in der Denkschrift weiter davon

i d * ist, daO „die Vor schritt nur eine kleinere

Anzahl von Pi rsonen befreie, die trotz der langen
Dauer des Krieges durch die wirtschaftlichen Ver-

allein noch nicht zur Lohnarbeit ver¬

ändern erst durch Rechtszwang dazu ge-

>tigt worden seien*. Die Anfüh.ung dies

rsonei e gibt nur Aufschluß über den

blichen Beweggrund für den Erlaß (h

en des § 14, nämlich: der Rechtszwang
dt s Hilfsdiem tzea soll nicht auch gleichzeitig

n Ver zwang nach Reichsvi rsicho

rungsordnung begründen.
Was endlich die Entscheidung dos Reich

versicherungsamts 2040 (Amtl. Nachr. dea RVA.

anlangt, auf die der Beschwerde¬

führer Bezug nimmt, so kommt diese hier über-

h rupt i icht in Betracht. Sie ist b reits am 18. Mai

1915, also noch vor Erlaß der Bekanntmachung
vom 24 Februar 1917, ergangen und berührt

daher nicht die durch die Bekanntmachung erst

gesthaffenen, besondt ren versicherungsrechtiiehen
Verhaltnisse.

Nach alledem muß es bei der Vorentschei¬

dung bewenden.

Entscheidungen des Reichsversicherungs¬
amts. (Heft 11 tier Amtl. Nachr. des Reichsver¬

sicherungsamts vom 15. November 1918.)

n veröffentlichten grundsätzlichen Entschei¬

dungen sind folgende Leitsätze vorangestellt:

a) Zur Kranken-, Invaliden- und Hinterbiiebenen-

versicherung.

Von der Wiedereinführung der Mehrleistungen
if Grund des § 1 Abs.2 des Gesetzes, betreffend

cherung der Leistungsfähigkeil der Kranken¬

kassen vom 4. August 1914 (RGBl. S. 337, Amtl.

Nachr. des RVA. 1914 S. 628) werden bereits

abgesch -ne Uiiierstützungsfalle auch dann

nicht berührt, wenn bei Zugrundelegung dieser

is ui gen im Zeitpunkt ihrer Wiedereinführung
die Ui lü zungszeit roch nicht abgelaufen wäre

heidung vom 25 September 1918 — IIa K

hl 18 Ziffer 2491 S. 479).

§ 14 der Verordnung über Versicherung der

im \ rländischen Hilfsdienst Beschäftigten vom

24. Februar 1917 (RGBl. S. 171, Amtl. Nachr des

RVA.1917 S.227) findet auch auf solche Personen

Anwendung, die lediglich wegen ihrer wirt-

haftlichen Notlage eine Beschäftigung im Vater¬

land ii l lienst übernommen haben (Ent-
heidung vom 21. September 1918 - 115615/13-

Ziffer 2492 S. 480).
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Für die Zuständigkeit des Versicherungsamts

nach § 1774 RVO. kommt es darauf an, wo der

rsicherte zur Zeit der Entstehung des Ersatz-

inspruches wohnte oder beschäftigt war (zu vergl.
Entscheidung 2172, Amtl. Nachr des RVA.

1916 S.390) (Entscheidung vom 3. Oktober 1918 —

U K 402/18 - Ziffer 2493 S. 482).

b) Zur Unfallversicherung.

Ein Rekurs, mit dem keine Abänderung des

angefochtenen Urteils, sondern nur die Neufest¬

stellung der Rente wegen inzwischen eingetretener
Änderung der Verhältrusse begehrt wird, ist un¬

zulässig (Entscheidung vom 6. September 1918

Ia 1544/16 — Ziffer 3007 S. 478).

Soziale Chronik*

Grundsätze für das Zusammenarbeiten der

Krankenkassen mit den Fürsorgestellen für

Lungenkranke. Das Deutsche Zentral-Komitee

zur Bekämpfung der Tuberkulose hatte angeregt,

die auf den Ausbau des Fürsorgesteilenwesens
aerichteten Maßnahmen durch Heranziehen der

Krankerikassen zu fördern. Diese sollen einmal

bei der Begründung der Provinzial- usw. Fürsorge-
.udlenaussehüsse und dem Ausbau der Fursorge¬
stellen tatkräftig mitwirken und sodann die Tätig¬
keit der Für sor gesellen, also auch ihren laufenden

Betrieb, nach Möglichkeit mit Geldmitteln unter¬

stützen. Daraufhin sind auf Veranlassung des

Reichsarbeitssmts vom Reichsversicherungsamte
Grundsätze ffirdas Zusammenarbeiten derKranken¬

kassen o it den Fursorgestellen für Lungenkranke
entworfen und in einer Sitzung des Reichsver¬

sicherungsamts vom 26. April 1918, in welcher der

Arbeitsausschuß der Kommission für den Ausbau

des Auskunfts- und Fürsorgestellenwesens für

Lungenkranke und die fünf großen Verbände

der Krankenkassen vertreten waren, festgestellt
veruen. Auch der Herr Staatssekretär des Innern

hat sich nach Anhörung des Reichsgesundheitsamts
damit einverstanden erklärt. Diese Grundsätze

lauten:

I. Gemäß § 363 RVO. sind die Krankenkassen

berechtigt, an Fursorgestellen für Lungenkranke
Beihilfen zur Errichtung oder regelmäßige Bei¬

trage, die in Form von festen Jahresbeträgen
nach der Kopfzahl der Versicherten oder in sonst

geeigneter Weise berechnet werden können, für

den laufenden Betrieb zu bewilligen.
II. Beihilfen werden unter folgenden Be¬

dingungen gewährt:
1. Die Fursorgestellen müssen derart geldlich

sichergestellt sein, daß ihre erfolgreiche Tätigkeit
gewährleistet ist; ihr örtlicher Zusammenschluß

mit verwandten Einrichtungen ist anzustreben.

2. Auch die beteiligten Gemeinden oder Ge-

inde Verbind*, Landesversicherungs- oder

Sonder nst alten usw. müssen die Fürsorgestellen
mit Geldmitteln unterstützen.

3. Den Krankenkassen ist ein ihrer geldlichen
Beteiligung entsprechender Einfluß in der Für¬

gesteile einzuräumen.

4. Der Betrieb der Fürsorgestellen ist nach

¦n vom Deutschen Zentral- Komitee zur Be-

mptung der Tuberkulose aufgestellten Leitsätzen

zu rege n, die durch Rundschreiben d**s Herrn

ichskanzlers (Reichsamt des Innern) vom

März 1917 den Bundesregierungen zur Be-

cksichtigung empfohlen worden sind.

5. Die Kur>orgestelIen sollen ihre Fürsorge
'Unliebst den Versicherten und deren Angehörigen
zuwenden.

6. Zu dieser Fürsorge gehört auch eine die

ißnahmen der Krankenkassen ergänzende Er¬

dung durch mündliche Bereitung, Verteilung
m Merkblattern oder Plugschriften, Anregung

und Mitwirkung bei Unterweisung der Kranken-

ichi r der Krankenkassen und dergleichen.
7. In allen Fällen, in denen bei Versicherten

er ihren Angehörigen Tuberkulose festgestellt

wird oder der Verdacht der Tuberkulose vorliegt,
sind die Krankenkassen alsbald in Kenntnis zu

setzen. Die Krankenkassen benachrichtigen die

Fürsorgestellen von jedem Fall von Tuberkulose

und Tuberkuloseverdacht, der ihnen bei ihren

Mitgliedern oder deren Angehörigen bekannt wird,
leiten auch an sie ihre Wahrnehmungen über

gesundheitswidrige Wohnungsverhältnisse weiter.

8. Ändert ein an offener Tuberkulose erkrank¬

ter Versicherter seinen Aufenthalt, wird er in eine

Heilstätte oder ein Krankenhaus aufgenommen
oder stirbt er, so hat die Fürsorgestelle auf eine

Entseuchung (Desinfektion) der von ihm benutzten

Wohnräume, Betten, Wäsche oder sonstige Gegen¬
stände hinzuwirken.

9. Der Kasse ist auf Ersuchen über ihre in

Fürsorge genommenen Versicherten Auskunft zu

geben.
10. Die Führsorgestelle hat alljährlich einen

Bericht über ihre Tätigkeit unter besonderer

Hervorhebung des für die Versicherten der Kasse

Geleisteten zu erstatten.1

Eine Eingabe der Vereinigung vom stell¬

vertretenden Vorsitzenden der stadiischen Ver-

sicherungsamter Preußens an das Reichsarbeits¬

amt. Die vor einigen Monaten ins Leben gerufene
Vereinigung hat die Durchführung und den wei¬

teren Ausbau der Sozialversicherung zum Wohle

der Allgemeinheit und die Vertretung der Berufs¬

interessen zum Zweck. Zu ihr haben sich u. a*

Mitglieder fast sämtlicher größeren städtischen

Versicherungsämter Preußens bekannt. Die Ver¬

einigung will an den Arbeiten der neuen Re¬

gierung tätigen Anteil nehmen un t hat daher

unter dem 30. November d. Js. das folgende
Schreiben an den Staatssekretär des Reichs¬

arbeitsamts gerichtet:

„Die Bestimmung des § 39 RVO., daß der

Leiter der unteren Verwaltungsbehörde der Vor¬

sitzende des Versicherungsamts ist, bringt es in

der Regel mit sich, daß dieser (Bürgermeister
oder Landrat) infolge seiner Inanspruchnahme
mit Geschäften der allgemeinen Ver waltung seine

Tätigkeit als Vorsitzender des Versicherungsamts
nur in allgemeinen Fragen au übt, während ge¬

rade die praktische Durchführung der Amtstätig¬
keit in den Händen der stellvertretenden Vor¬

sitzenden üegt.
Aus der F,rkenntnis dieser Tatsache heraus

haben sich s^hon unter der alten Regierung
stellvertretende Vorsitzende (ier Versiehe rungs¬

ämter Preußens zu einer Vereinigung zusammen¬

geschlossen, die es sich zur Aufgab eilt hat, an

der Durchführung und weiteren Entwickelung der

Arbeiterversicherung tätigen Anteil zu n^nmen.

Die stell vertretenden Vorsitzenden der städtischen

Versicherungsämter fühlten .-i :h hierzu besonders

berufen, da schon von j^her bei den Sta Itverwal-

tungen ein freierer Geist, wie ihn gerade die Sozial¬

versicherung und ihr- weiterer Au-hau erfordert,
herrscht und weil bei diesen Versicherungsämtern
auch Männer als stellvertretende Vorsitzende tätig

sind, denen ihr Amt nicht auf Grund der
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Befähigung zum I eren Verwaltungsdienst oder

>n h teramt, sondern deshalb übertragen

: ist, weil sie durch die Art der Ausübung

er T keit in jahrelanger Praxis gezeigt

aß durch Vorl mg und Erfahrung

auf dem Gebt< • Arl icherung 1

An/, e hend der Bestimmung s § 39

RVO. g€ E« irmß dah< bei ihnen

;irat

Die V ugung von stellvertretenden Vor-

ttzrr itischen Versicherungsämter

Veußena spricht daher die Erwartung aus, daß

MCh ihr Geh [ heit g >en werde, im sozial¬

politischen B- ten zu sein und somit an

dem Ausbau der dal ver.,icherung auf dem

h n di-r neuer Reg erung zum Wohle der All-

meinl eit mitarbeiten zu können.

Die i nigung glaubt sich hierzu besonders

nj . l gerade die stellvertretenden Vor-

i tsenden bei Ausübung ihrer Tätigkeit die

Wuns I B< ichwerden der \'ersicherten so-

* ,.• Klagen derjenigen Personen, denen

di Itat der Versicherung noch nicht zuteil

»worden ht, entgegenzunehmen haben, daß sie

ferner mit den Versicherungsträgern alier drei

Versicherungszweige in engster Kühlung stehen

und da: blieülich hei den Versicherungsämtern
die seh iswerte Mitarbeit der Versicherungs-

tertretei aufkommen hureaukratischen Geistes

in glücklicher Weise verhindert."

Krankenversicherung der Knappschafts¬
vereine im Jahre 1916. Die 143 Knappschafts-
kassen nnd -vereine hatten im Jahre 1916 eine

durchschnittliche Belegschaft von 777 572 Mit¬

gliedern. Ih Gesamtausgaben für Kranken¬

versicherung betrugen I I Mk.: davon ent¬

fielen auf Krankheitskosten 38985884 Mk. Auf

in Mitglied entfiel im Jahresdurchschnitt eine

Ges rasgabe von 52,67 Mk., davon tur ärztliche

Behandlung 2 Mk. und für Arznei und Heil-

Ittel 5,10 Mk. Von den Gesamtausgaben kamen

also nur 9,68 v. H. auf diejenigen für Arznei und

Heilmittel, sin Verhältnis, das unter den Zahlen

von 1911 1 bleibt Die entsprechenden
Sätze betrugen nach der »Apotheker-Zeitung*
9111 10,s v. H I 112 11 v. ft 1913 11 v. iL, 19U

88 v. ti und 1915 8,94 v IL

Rückgang des Alkoholismus und der aus¬

gaben der KornmunalverwaltungeiK Kranken¬

kassen und Landesversidieruiiysanstnlten für

Alkoholkranke. Die Abnahme des Alkoholismus
tritt während ge% in den Heilanstalten,
bei den Kranke ika Itun usw.

Wen i >r. Für die Provinz Schlesien

h Ier Land Hauptmann eine Erhebung üoer

dtet und d>-n e n

erarzt der Provinzialbeil- und Pflegeanstalt zu

inzlau, Sanits ertmann, zur
*

u ift über den Befun i \ Blaßt
* ier (wiedergegeben ii r „Psych _is-h-

n W ichrift") seien nach d

i Z rinige Tatsachen mit-

lf; denn i fasser zieht auch die ein¬

schlägigen \ iltnisse der übrigen d ten

in H bracht

In tiichen Irrenanstalten und in
n alle rinen Krankenhäu n Schlesiens hat
r* eii starke Sinken der Auf-

. Alkoholkranken nach $en lassen.
Der Rückgang der n .ichen Alkoholiker betrug

in den zwölf öffentlichen Irrenanstalten 85,6 v. H .

der der männlichen Deliranten 96,1 v.H., jener
der männlichen chronisch Alkoholgeisteskranken

.1 v. H., der Rückgang der Aufnahmen an akuter

Alkoholvergiftung erkrankter Männer in den all¬

gemeinem Krankenhäusern 90,5 v, H. Auch bei

dem weiblichen Geschlecht ist der Rückgang des

Alkoholismus unverkennbar, wenn auch wegen

seines glücklicherweise seltenen Vorkommens von

geringerer- allgemeiner Bedeutung. Die vor dem

Kriege in den Irrenanstalten so häufige Alkohol-

geistesstömng ist aus diesen verschwunden. AI-

Ursache wird die durch den Krieg bedingte Aus¬

schaltung oder Erschwerung des Genusses gei¬

stiger Getränke angegeben. Für die Provinzial-

verwaltung von Schlesien bedeutet dieser Rück¬

gang der Trunksucht eine Ersparnis von rund

80 000 Mk. an Verpflegungskosten für Alkoholisten

in Irrenanstalten allein im Jahre 1917. Würde

man auch die sehr große Zahl der Trinker in

Betracht ziehen, die vor dem Kriege in die Bres¬

lauer Irrenanstalt und die Breslauer Kranken¬

häuser jährlich aufgenommen wurden und di*

sich jetzt ebenfalls gewalrig vermindert haben,

und ferner die Verhältnisse in den Krankenhäusern

der übrigen Städte Schlesiens berücksichtigen, i

würde wohl fast das Doppelte dieser Summe

herauskommen. Ähnliche Feststellungen hat man

in den Irrenanstalten der Rheinprovinz und Berlins

gemacht. Auf das ganze Deutsche Reich be¬

rechnet, dürfte diese Ersparnis an Verpflegungs¬
kosten in Irren- und Krankenanstalten, nur auf

alkoholibtische Geistesstörungen bezogen, weit

über eine Million Mark im Jahre betragen.
Danach läßt sich auch auf einen wesentlichen

Rückgang der Armenlasten im Reiche schließen,

von denen vor dem Kriege ein Drittel, nämlich

50 Millionen Mark den geistigen Getränken zur

Last fielen.

Bei der Landesversicherungsanstalt der Pro¬

vinz Schlesien sank die Zahl der wegen „Alkohol¬

vergiftung44 bewilligten Invaliden- und Kranken¬

renten von durchschnittlich 83 in den Jahren 1907

bis 1913 auf 56 im Jahre 1914, 43 im Jahre 1915

und 22 im Jahre 1916; die Versicherungsanstalt
beziffert den Wert der hierdurch eingetretenen
Ersparnis auf 181 134 Mk. (Jahresbetrag der Rente

und Kapitalwert derselben). Ganz auffallend ist

der Rückgang der Ausgaben für das Heilverfahren

bei TrunKsüchtigen. Die Versicherungsanstalt
mußte dafür aufwen len im Jahre 1913; 125 817 Mk.,

19U: 95000 MlL, 1915: 27 293 Mk., 1916: 8920 Mk.,

1917: — Mk.

Die gesonderte Feststellung der Beteiligung
der über 45 Jahre alten Männer ergibt nicht, daS

etwa die Einziehung der Mehrzahl der junge* in

Manner zum Heeres iienst eine nennenswerte oder

gar ausschlaggebende Rolle spielt, wie man an-

»hrnen könnte. Zeigt schon die Untersuchung
der Verhältnisse lediglich in einem Bereich, wo

genauere zahlenmäßige Erfassung der Dinge
möglich ist, eine so bedeutende Besserung, so

kann man sich leicht vergegenwärtigen, wie

segensreich die Ein>chränkung des Alkohol¬

verbrauchs auf die Veno nderung der ungleich
größeren, an den Wurzeln von VoVksgesundheit
und Volksarbeit, Familienglück und Rechtsordnung
fressenden Schäden der Trunksucht und Trink¬

sitten gewirkt hat, ein Segen, der sich überhaupt
nicht in Geldwert darsteden läßt. Dem Wunsche

de Verfassers wird man beistimmen müssen,
daß die Einschränkung des Alkoholverbrauchs

keine nur vorübergehende Errungenschaft des

Krieges sein möge.

Verantwortlich flr Hedakuoa H Z»d<Ucfa. Berlin. Verla«: C. Oiebel, Berlin. Druck: A. Schlickt k Cie., BerUm N 24.



Eine Erhöhung der Renten
aus der Angestelltenversicherung oder anderen Fürsorge¬

einrichtungen ist je länger ie mehr

dringend notwendig.
Die steigende Geldentwertung mahnt zur

Selbsthilfe
durch Anschluß an die

Pensions- u. Hinterbliebenenfürsorge
des Verbandes der Bureauangesteilten.

Bereits nach einer fünfjährigen Karenzzeit kann

Invalidenfürsorge, Witwen- und Waisenunterstützung

gewährt werden. Altersunterstützung wird eventuell nach voll¬

endetem 65. Lebensjahre gezahlt. Die Unterstützungssätze steigen
mit den Jahren der zurückgelegten Wartezeit. Auch der jüngste

Berufsangehörige hat deshalb das gleiche Interesse an einer früh¬

zeitigen Versicherung.

Es wäre falsch, den Eintritt hinauszuschieben.

Jeder sorge rechtzeitigfür seine Angehörigen!

Einbanddecken für den Jahrgang 1918.
Bestellungen bitten spätestens bis 10. Februar 1919 an den Verlag gelangen zu lassen

Dflp~ Spätere Bestellungen können nicht berücksichtigt werden. ~^g

Für frQhere Jahrgänge werden bis zu diesem Zeitpunkt ebenfalls noch Bestellungen auf Einband

decken entgegengenommen und demnächst, sofern der Vorrat reicht, ausgeführt

Bestellschein.
Hiermit bestelle ich:

Einbanddecke der Volkst Zeitschr. lnr praktische Arbeiterversicherring, in Halbfranz

* m * n n n i»
in Ganzleinen

„
des Bureauangesteilten u. Volkst Zeitschrift (Ausgabe A), in Halbfranz

i. » » n n » ( n ,,), in Ganzleinen

„ „ Bureauangesteilten (Ausgabe B), in Ganzleinen.

Name u. Adresse
des Bestellers:



In unserem Verlag ist erschienen und durch jede Buch¬

handlung oder direkt von uns zu beziehen:

Fünf Jahre

Reichsversichernngsordnnng
Sonderabdruck aus Jahrgang V der „Sammlung

von Entscheidungen des Reichsversicherungsamts,

der Landes- und Oberversicherungsämter usw."

Herausgeber H. Breithaupt
Kais. Geh. Regierungsrat,

fr. standiges Mitglied des Reichsversicherungsamts.

Der Preis des 94 Seiten umfassenden Buches beträgt

3,50 Mark, gebunden 4,75 Mark.

Dazu 1. Nachtrag (bis Anfang 1918) 1,25 Mark.

Zusammen in einem Band gebunden 6,25 Mark.

Das Work enthält die gesamte Rechtsprechung seit dem

Inkrafttreten der Keichsversicherungsordnung in Auszügen
aus den maßgeblichen Entscheidungen nach Art eines

Kommentars übersichtlich zusammengestellt so daß eine

schnelle und sichere Orientierung in zweifelhaften Rechts¬

fragen gewährleistet ist.

Verlag für Reichsversicherung G. m. b. H.

München Reitmorstraße 2 a.

Die

Stellennachweise
des Verbandes

befinden «ch:

Zeatralstellen nachweis»

Berlin 0 27, Dircksenstraße 4.

Fflr die Bezirke:

Ostpreußen: K. Kühn, Königs¬
berg i. Pr., Knochenstraße 17.

Königreich Sachsen; Dresden-N.,
Wettinerplatz 2 (Geschäfts¬
stelle), täglich 9Vi bis 10l/i Uhr.
Fernsprecher 17659.

Sarfisen-Anhalt: Walter Krone,
Magdeburg, Hasselbachstr. 2.

Nordbayern: Anton Asberger,
Nürnberg, Löbleinstraße 31 HI.

Württemberg: Christian Burk¬

harde Stuttgart, Rötestraße 57.

Baden-Pfalz: Albert Martin,
Mannheim, Uhlandstraße 38 II.

Hessen-Nassau: Nikolaus Schmitt

Frankfurt a.M., Battonnstr. 25II.

FOr die Ortsgruppen:
Berlin, Geschäftsstelle: O 27,

Dircksenstr. 4 I, Franz Krüger.
Tel.: Amt Alexander 1427.

Breslau, Adolf Krause, Breslau X,
Kohlenstraße 3.

Chemnitz, Hugo Köhler, Zieten-

straße 68.

An Unsere Leser! ^e*m ausbleiben oder bei verspäteter
— Lieferung einer Nummer wollen sich die

Postbezieher stets nur an den Briefträger oder die zuständige Bestell-

Postanstalt wenden. Erst wenn Nachlieferung und Aufklärung nicht in

angemessener Frist erfolgen, wende man sich unter Angabe der bereits unter¬

nommenen Schritte an unseren Verlag.
iiniiiiiiiiiiimiiiiimiiiiiiiimiiiiiiiiiiiitimiitiiiH

Praktisrhfr Wegweiser ffir (iläubigrr zum Schutz geflui hoswillige Schaldner.

Nach höchstgerichtlichen Entscheidungen bearbeitet

von Justfzrat Emanuel.

Gegen Voreinsendung von 1.50 M. (Nachnahme 1.75 M.) franko durch

Themis-Verlag, Berr'n N 4, Chausseestraße 5B.

(Postscheck-Konto 16 091.)

Maoüiiiaiii Berlin 0 27,
*

Dircksenstraße 4

empfiehlt sich zur Lieferung aller Werke über die

Reichsversicherungsordnung, Kommentare, Hand¬

ausgaben, Gesetzestextausgaben und dergleichen.

urtstlsctie Wate aller

Art, Klassiker-Ausgaben

und sonstige literarische

Erscheinungen
können bezogen werden durch die

ferbaodsbadiliandlinig Carl Giebel
Berlin 0 27, Dircksenstraße 4.

M.Leschnik
Lieferant für Krankenkasser

BadstraBe 4243.

Verla*: C. Uiebel, Berlin U 17, Lnrck.eruLraüe v — Veranrwortlicö ftu den anseigenteil: H. Z*da*cn, Berlin.
Druck von Alexander Schlier * * Cie., Berlin NU, Blm&eser Straft« 86-88.
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